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                                                                                        Frankfurt,  27. Juni 2025 
 

 

 
Offener Brief 
 
an den 
Hessischen Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit 
Herrn Prof. Dr. Alexander Roßnagel 
Gustav-Stresemann-Ring 1 
65189 Wiesbaden 
 
Via Mail: poststelle@datenschutz.hessen.de 
 

 
Beschwerde gegen die Installation von Videoanlagen mit biometrischer 
Echtzeit-Fernidentifizierung durch die Stadt Frankfurt und deren Nutzung 
durch die Polizei im Frankfurter Bahnhofsviertel 
 
 
Sehr geehrter Herr Prof. Dr. Alexander Roßnagel, 
 
ich wende mich an Sie im Namen des Vereins Doña Carmen e.V., der im Frankfurter 
Bahnhofsviertel seit mehr als 25 Jahren eine Beratungsstelle für Sexarbeiter*innen betreibt 
und durch die nun installierte Videoüberwachung an der Kreuzung Taunus-/ Elbestraße einer 
polizeilichen Rundum-Überwachung unterliegt. 
 
Die von Doña Carmen e.V. betreuten und beratenen Menschen sind Sexarbeiter*innen und 
deren Angehörige. Sexarbeiter*innen sind trotz der Legalisierung der Prostitution in 
Deutschland nach wie vor eine stigmatisierte und marginalisierte Bevölkerungsgruppe. 
 
Die Installation martialischer „Videoschutzanlagen“ in unmittelbarer Nähe des 
Eingangsbereichs unserer Beratungsstelle – an der Kreuzung Taunus- / Elbestraße handelt 
es sich gleich um zwei Videomasten – erlaubt keinen nicht mehr videoüberwachten Zugang 
zu unserer Beratungsstelle. Das kann aus unserer Sicht nicht verhältnismäßig und damit 
nicht datenschutzkonform sein. 
 
Von einem „Beitrag zu einem positiven Sicherheitsgefühl“ (Website der Stadt Frankfurt) 
kann bei den von uns betreuten und beratenen Sexarbeiter*innen, von denen viele ihre 
postalische Zustelladresse in unserer Beratungsstelle haben, keine Rede sein. 
 
Doña Carmen e.V. hat über Jahrzehnte mit viel ehrenamtlichem Engagement an einem 
vertrauensvollen Verhältnis zu den von uns beratenen Menschen gearbeitet. Durch die nun 
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installierte Videoüberwachung sehen wir dieses Vertrauensverhältnis und damit auch die 
Früchte unserer langjährigen Arbeit durch öffentliche Stellen fahrlässig aufs Spiel gesetzt. 
 
Die Videoüberwachung im Frankfurter Bahnhofsviertel besteht seit Anfang 2024 und wurde 
seitdem immer weiter aufgerüstet. Mittlerweile ist sie rund um die Uhr im Einsatz:  
„Im Januar dieses Jahres wurde der Einsatz auf 24/7 ausgeweitet.“ (Pressemitteilung, 
Hessisches Ministerium des Innern, für Sicherheit und Heimatschutz, 12.03.2025) 

 
Mit dem im Februar 2025 in Kraft getretenen neuen Polizeirecht für Hessen ist zudem die 
„Voraussetzung für KI-unterstützte Videoanlagen geschaffen“ worden, was vom 
Hessischen Innenministerium als „neues Kapitel der Kriminalitätsbekämpfung“ gefeiert 
wird. (Pressemitteilung, 12.03.25) Nach dem neuen hessischen Polizeirecht kann gemäß  
§ 14 Abs.8 HSOG „eine biometrische Echtzeit-Fernidentifizierung in öffentlich 
zugänglichen Räumen“ durchgeführt werden. 
 
Wir müssen zur Kenntnis nehmen, dass diese Maßnahmen sich insbesondere auch auf die 
Überwachung der Ausübung des rechtlich anerkannten Berufs Prostitution richten. 
So heißt es in § 14 Abs.9 HSOG: 
  

 „Die Polizeibehörden können bei den Maßnahmen nach Abs. 1, 3, 3a und 4 die biometrische 
 Echtzeit-Fernidentifizierung in öffentlich zugänglichen Räumen auch zur gezielten Suche 
 nach im Datenbestand der polizeilichen Auskunfts- und Fahndungssysteme gespeicherten 
 bestimmten Opfern von Entführung, Menschenhandel oder sexueller Ausbeutung und 
 vermissten Personen durchführen, soweit die Suche auf diese Weise unbedingt erforderlich 
 ist. 3Die biometrische Echtzeit-Fernidentifizierung nach Satz 1 und 2 darf nur zeitlich und 
 örtlich auf das unbedingt erforderliche Maß begrenzt erfolgen.“ 
 

Mit Verweis auf „Menschenhandel oder sexuelle Ausbeutung“ wird Prostitution – einem 
veralteten Narrativ folgend – zu Unrecht mit Kriminalität in Zusammenhang gebracht, um das 
Erfordernis ihrer polizeilichen Überwachung zu unterstreichen. Doch die Polizeiliche 
Kriminalstatistik spricht schon lange eine ganz andere Sprache:  
 

● Bundesweit ist die so genannte „Rotlicht-Kriminalität“ seit mehr als einem Vierteljahr- 
   hundert massiv rückläufig – und zwar ganz ohne KI-gestützte Videoüberwachung.  
   Verzeichnete die offizielle Statistik für das Jahr 2000 bundesweit noch 4.416 mutmaßliche  
   Opfer von „Rotlicht-Kriminalität“, so waren es zuletzt (2024) lediglich 698 mutmaßlich  
   Geschädigte – ein Minus von 84 %. 
 

● Gab es 1998 bundesweit noch 466 gerichtliche Verurteilungen hinsichtlich Kriminalität im  
   Prostitutionsgewerbe, so waren es zuletzt (2023) gerade einmal 41 Verurteilungen  
   bundesweit. Ein Fall von seltener Kriminalität. 
  
Diese deutschlandweite Entwicklung spiegelt sich auch in unserem Bundesland, wie die 
nachfolgend dargestellten Daten der Polizeilichen Kriminalstatistik für Hessen verdeutlichen: 
 
TABELLE: Sexarbeiter*innen als Täter*innen und Geschädigte von Rotlicht-Kriminalität in Hessen 
 

Nr Strafdelikt nach StGB 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 

   CORONA  

Sexarbeiter*innen als Täter*innen 

1 „Ausübung verbotene Prostitution“ 43 35 32 36 95 45 23 13 

 Durchschnitt pro Jahr 37 37 37 65 65 27 27 27 

Sexarbeiter*innen als Geschädigte 

2 „Ausbeutung von Prostituierten“ 3 3 1 - 2 5 1 2 

3 „Zuhälterei“ 15 12 10 2 6 11 9 13 

4 „Menschenhandel“ in Prostitution  31 32 8 12 9 5 4 4 

5 „Zwangsprostitution“ 8 13 15 8 18 17 11 23 

6 Ausbeutung & Freiheitsberaubung 1 - 1 1 - 1 - - 

 SUMME 58 60 35 23 35 39 25 42 

 Durchschnitt pro Jahr 51 51 51 29 29 35 35 35 
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● Sexarbeiter*innen als Täter*innen (Prostitution in „Sperrgebieten“): Das hessische 
   Innenministerium hält sich als Erfolg seiner Überwachungsmaßnahmen im Frankfurter  
   Bahnhofsviertel zugute: „Dieses Bündel an Maßnahmen zeigt Wirkung: Rohheits-,  
   Betrugsdelikte sowie Straßenprostitution prägen das Gebiet nicht mehr so sehr wie  
   früher.“ (Pressemitteilung, Hessisches Ministerium des Innern, für Sicherheit und  
   Heimatschutz, 12.03.2025) 
 

Abgesehen davon, dass Straßenprostitution im Unterschied zu Betrugs- und Rohheits-
delikten lediglich eine Ordnungswidrigkeit ist, verbucht das Hessische Innenministerium den 
Rückgang der (im Bahnhofsviertel) verbotenen Straßenprostitution als Erfolg polizeilicher 
Überwachung, was nicht den Tatsachen entspricht. Der Rückgang der Straßenprostitution im 
Frankfurter Bahnhofsviertel verdankt sich nicht Razzien und Videoüberwachung, sondern – 
wie die Daten der obigen Tabelle verdeutlichen – der Öffnung der Bordelle nach der Corona-
Krise. 
 
● Sexarbeiter*innen als Geschädigte:  
   Die Zahl der Sexarbeiter*innen als Geschädigte ist zunehmend marginal und erreicht heute  
   in Hessen und bundesweit noch nicht einmal das Vor-Corona-Level. Die zuletzt  
   42 Geschädigten in ganz Hessen (2024) im Vergleich zu 25 Geschädigten im Vorjahr  
   (2023) ist lediglich eine der üblichen jährlichen Schwankungen. Als Beleg für eine  
    abschreckende Wirkung der Videoüberwachung dürfte dieser überschaubare  
    zwischenzeitliche Anstieg ohnehin nicht zu werten sein. 
 
Zur Bekämpfung von Kriminalität im Bereich des Prostitutionsgewerbes bedarf es angesichts 
des seit Jahrzehnten sinkenden Trends und des insgesamt geringen Ausmaßes dieser Form 
von Kriminalität keiner zusätzlichen KI-gestützten Videoüberwachung. Es fehlt schlicht das 
Erfordernis einer derartigen Überwachung in Bezug auf Prostitution.    
 
Gleichwohl erfassen die beiden Videomasten an der Ecke Taunusstraße / Elbestraße 
vollumfänglich und mittlerweile rund um die Uhr die Eingänge der Bordelle 
Taunussstraße 26, 27, 32, 34, 36, 39, vollumfänglich und rund um die Uhr die Eingänge 
der Bordelle Elbestraße 42 u. 44, 43, 45, 47 und 55. Die Videoanlage an der Kreuzung 
Moselstraße / Elbestraße erfasst schließlich die verbleibenden Bordelle in der 
Moselstraße 36 und 42 - 44.  
 
Die Folge ist, dass das Anbieten und die Inanspruchnahme sexueller Dienstleistungen 
in den nach Prostituiertenschutzgesetz staatlich genehmigten Prostitutionsstätten im 
Frankfurter Bahnhofsviertel nicht mehr möglich ist, ohne dass Sexarbeiter*innen und 
ihre Kunden einer Überwachung durch  Videoaufzeichnung ausgesetzt sind.  
 
Diese nicht erforderliche, aber höchst problematische polizeiliche Überwachung ist der 
Kontext einer aus unserer Sicht gänzlich inakzeptablen Video-Überwachung der 
Beratungsstelle von Doña Carmen e.V. Sie ist geeignet, ein Klima der Einschüchterung und 
Angst unter den von uns beratenen Frauen zu verbreiten. 
 
Wir sehen uns in unserer Sicht der Dinge bestätigt durch die Kritik der Bürgerrechtsgruppe 
dieDatenschützer Rhein Main, die die Überwachungsmaßnahmen der hessischen 
Landesregierung im Frankfurter Bahnhofsviertel als law-and-order-Politik anprangert, die in 
Grundrechte marginalisierter Menschen eingreift und die Arbeit der sie beratenden und 
unterstützenden Organisationen belastet. Dies betrifft nicht nur unsere Beratungsstelle für 
Menschen in der Prostitution, sondern auch Einrichtungen, die drogenabhängige Menschen 
oder Migrant*innen bei der Bewältigung ihrer Probleme helfen. Letztlich sind alle im 
Bahnhofsviertel lebenden und arbeitenden Menschen dem von polizeilichen Maßnahmen 
ausgehenden Überwachungsdruck ausgesetzt, ohne dass dieser geeignet ist, die sozialen 
Probleme zu reduzieren oder gar zu beseitigen. 
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Wir möchten Sie, Herr Prof. Dr. Roßnagel, und Ihre Behörde bitten, die Rechtsgrundlage und 
die Rechtmäßigkeit dieser Video-Überwachungsmaßnahmen im Frankfurter Bahnhofsviertel 
und insbesondere im Fall der Beratungsstelle von Doña Carmen e.V. unter dem 
Gesichtspunkt der Erforderlichkeit, der Geeignetheit und ihres Verhältnisses zum Grundrecht 
auf Schutz der informationellen Selbstbestimmung einer genauen Prüfung zu unterziehen. 
 
Wir möchten Sie bitten, Ihre Untersuchungsbefugnisse auszuschöpfen und Ihre 
Kompetenzen nach Art. 58 DS-GVO und § 40 Bundesdatenschutzgesetz zu nutzen mit 
dem Ziel, ein Verbot der aus unserer Sicht unverhältnismäßigen und daher 
rechtswidrigen Überwachungsmaßnahmen zu erreichen.  
 
Zudem möchten wir Sie bei dieser Gelegenheit auf einen ähnlich gelagerten Fall der 
Videoüberwachung der Polizeiwache am Kottbusser Tor in Berlin-Kreuzberg verweisen. 
Auch hier war eine Beratungsstelle für marginalisierte Menschen von polizeilicher 
Videoüberwachung betroffen, was von der Berliner Datenschutzbeauftragten in ihrem 
Datenschutzbericht 2024 als unverhältnismäßige, mithin rechtswidrige Einschränkung des 
Rechts auf informationelle Selbstbestimmung gewertet wurde. 
(vgl.: https://www.rbb24.de/politik/beitrag/2025/05/berlin-kotti-wache-videoueberwachung-
verstoesst-gegen-datenschutz.html) 
 
Als Verein, der sich seit Jahrzehnten in Frankfurt und bundesweit gegen die Diskriminierung 
von Sexarbeiter*innen in der Prostitution einsetzt, erwarten wir von Ihnen – unabhängig vom 
Fall der von Rundum-Überwachung betroffenen Beratungsstelle von Doña Carmen e.V. – 
eine klare Stellungnahme zur Frage der Verhältnismäßigkeit der Videoüberwachung der 
Bordelle im Frankfurter Bahnhofsviertel. 
 
 
Für Ihre Mühe dankt im Voraus 
 
Juanita Henning 
Sprecherin Doña Carmen e.V. 
 
 
PS. Dieses Schreiben geht in Kopie an den zuständigen Ortsbeirat sowie an die Stadt Frankfurt.   
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